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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Im März 2021 forderte der SP-Ständerat Paul Rechsteiner (SG) mittels Motion das
Schweizer Bürgerrecht für Menschen, die in der Schweiz geboren wurden (Ius Soli).
Die Schweiz mit ihrer langen demokratischen Tradition sei gegenwärtig nur eine
«Dreivierteldemokratie», da jede vierte Person, welche in der Schweiz lebe, nicht über
das Schweizer Bürgerrecht verfüge. Darunter befänden sich auch viele, welche seit
ihrer Geburt in der Schweiz lebten, hier aufgewachsen seien und das Land als ihre
Heimat betrachteten. Bis zum Erhalt des Bürgerrechts stünden diesen voll integrierten
Personen faktisch viele Hürden im Weg: So etwa Wohnortswechsel oder eine
Sozialhilfeabhängigkeit der Eltern, aber auch das komplexe dreistufige
Einbürgerungsverfahren auf den föderalen Ebenen der Schweiz. Wer hier geboren
worden und aufgewachsen sei, müsse unbedingt als vollwertiges Mitglied der
Gesellschaft anerkannt werden und automatisch das Bürgerrecht erhalten, fasste der
Motionär sein Anliegen im Ratsplenum in der Wintersession 2021 zusammen. Der
Ständerat behandelte die Motion dabei zusammen mit einer Motion Mazzone (gp, GE;
Mo. 21.3112), die ebenfalls eine Erleichterung der Einbürgerung von Ausländerinnen und
Ausländern zweiter Generation verlangte. Anders erachtete Ratskollegin Heidi Z'graggen
(mitte, UR) die Sachlage: Beim schweizerischen Bürgerrecht handle es sich um eine
historische Tradition, welche sehr stark in den föderalen Ebenen des Landes verankert
sei. Die Einführung des aus den angelsächsischen historischen Einwanderungsstaaten
stammenden Ius Soli würde deshalb eine «fundamentale Abkehr von der historischen
Tradition des schweizerischen Bürgerrechts» bedeuten. Nicht zuletzt öffne eine solche
Änderung des Bürgerrechtsprinzips das Tor zur Umgehung von
Migrationsbestimmungen, da eine Staatsbürgerschaft der Kinder ein «sehr starkes
Argument für ein Aufenthaltsrecht der Eltern» darstelle. An der Diskussion im Plenum
beteiligte sich auch Marco Chiesa (svp, TI), der die Einbürgerung nicht als ersten Schritt
des Integrationsprozesses, sondern als Abschluss davon verstand. Der Ständerat lehnte
die Motion in der Folge mit 29 zu 13 Stimmen ab. 1

MOTION
DATUM: 14.12.2021
CATALINA SCHMID

1) AB SR, 2021, S. 1376 ff. ; CdT, Lib, NZZ, TA, 15.12.21; AZ, 16.12.21
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